
 

 

 

CENTROTEC SE 

ordentliche Hauptversammlung am 26. Juni 2025 

  

Bericht des Verwaltungsrats zu Tagesordnungspunkt 7 

(Genehmigtes Kapital 2025) 

 
Der Verwaltungsrat schlägt der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 vor, ein neues 
genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 5.000.000,00 mit der erneuten Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechtes der Aktionäre zu schaffen (Genehmigtes Kapital 2025). Der Verwaltungsrat 
erstattet der für den 26. Juni 2025 einberufenen Hauptversammlung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 
i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG den vorliegenden schriftlichen Bericht über die Gründe für die 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechtes der Aktionäre bei Ausgabe der neuen Aktien 
aus dem Genehmigten Kapital 2025. 

 
Überblick 
Die derzeit in § 5 Abs. 6 der Satzung der Gesellschaft enthaltene befristete Ermächtigung des 
Verwaltungsrates das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 7.000.000,00 gegen Bar-/oder Sacheinlage durch Ausgabe von bis zu 7.000.000 neuen, auf 
den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2020), läuft zum 27. Mai 2025 
aus. Das Genehmigte Kapital 2020 wurde nicht ausgenutzt. 
 
Damit im Interesse der Gesellschaft alle gängigen Finanzierungsmöglichkeiten zur Wahrnehmung 
von Geschäftschancen und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis genutzt werden können, soll unter 
weitgehender Ausschöpfung des gesetzlich zulässigen Rahmens ein neues genehmigtes Kapital 
mit einem Volumen von insgesamt EUR 5.000.000,00 (entsprechend rund 42,33 % des derzeitigen 
Grundkapitals) beschlossen werden. Dabei soll erneut auch die Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts vorgesehen werden. 
 
Die Gesellschaft muss jederzeit in der Lage sein, in den sich wandelnden Märkten im Interesse der 
Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu handeln und die 
Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen. 
Da die Entscheidung über die Deckung eines Kapitalbedarfes oder der Wahrnehmung einer 
strategischen Option in der Regel kurzfristig zu treffen ist, ist es von enormer Bedeutung, dass die 
Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit dem 
Instrument des genehmigten Kapitals, das bis zu 50 % des Grundkapitals betragen kann, hat der 
Gesetzgeber diesem Erfordernis Rechnung getragen.  
 
Die Laufzeit des neuen Genehmigten Kapitals 2025 orientiert sich entsprechend der üblichen 
Praxis an der gesetzlichen Höchstlaufzeit von fünf Jahren (§ 202 Abs. 2 Satz 1 AktG), um der 
Gesellschaft insoweit zeitliche Flexibilität einzuräumen. Der weitere Inhalt der Aktienrechte und die 
Bedingungen der Aktienausgabe werden vom Verwaltungsrat festgelegt. Dies umfasst, wie 
ausdrücklich klargestellt wird, insbesondere auch die Festlegung der Gewinnberechtigung der 
neuen Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2025, die auch abweichend von der gesetzlichen 
Grundregel in § 60 Abs. 2 AktG festgelegt werden kann, wonach sich der Beginn der 
Gewinnberechtigung neuer Aktien grundsätzlich nach dem Zeitpunkt der Einlageleistung richtet. 
Letzteres würde bei einer unterjährigen Aktienausgabe dazu führen, dass die neuen Aktien im Jahr 
ihrer Ausgabe zunächst noch eine, von den bereits bestehenden Aktien, abweichende 



Gewinnberechtigung haben. Durch die Rückbeziehung des Beginns der Gewinnberechtigung auf 
den Beginn eines Geschäftsjahres kann dies auch bei unterjähriger Ausgabe vermieden werden. 
Die neuen Aktien können dabei auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe 
vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 
Aktien noch kein Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinnes dieses Geschäftsjahres 
gefasst worden ist. Dadurch kann bei der Ausgabe neuer Aktien im Zeitraum zwischen dem Ende 
eines Geschäftsjahres und der darauffolgenden ordentlichen Hauptversammlung erreicht werden, 
dass die neuen Aktien von vornherein mit derselben Gewinnberechtigung ausgestattet sind, wie 
die bereits bestehenden Aktien. Dies hat zur Folge, dass sich neue Aktien in ihren 
Ausstattungsmerkmalen in diesem Fall nicht von alten Aktien unterscheiden. Die hiermit 
verbundene Austauschbarkeit mit alten Aktien – auch im Handel an der Hanseatischen 
Wertpapierbörse Hamburg – mag im Einzelfall die Platzierung neuer Aktien erleichtern.  
 
Möglichkeit zum Bezugsrechteausschluss 
Den Aktionären steht bei der Ausnutzung des vorgeschlagenen neuen Genehmigten Kapitals 2025 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Die neuen Aktien können hierbei auch von 
Kreditinstituten, Wertpapierinstituten oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 
mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (sog. 
mittelbares Bezugsrecht). 
 
Der Verwaltungsrat soll jedoch ermächtigt werden das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in 
folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 
 
- Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Der Verwaltungsrat soll die Möglichkeit erhalten, Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
auszunehmen. Diese Ermächtigung dient dazu, dass im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen 
Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis dargestellt werden kann. Ohne den 
Ausschluss des Bezugsrechtes hinsichtlich des Spitzenbetrages würde insbesondere bei 
einer Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchführung der Kapitalerhöhung 
erheblich erschwert. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen 
neuen Aktien werden entweder durch den Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Ausschluss des Bezugsrechtes ist 
daher sachlich gerechtfertigt und unter Abwägung mit den Interessen der Aktionäre auch 
angemessen. 
 

- Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen zu einem den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitenden Ausgabepreis. 
Weiterhin soll das Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen ausgeschlossen werden können, 
wenn die Volumenvorgaben und die übrigen Anforderungen für einen 
Bezugsrechteausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfüllt sind. Diese Ermächtigung zum 
sog. vereinfachten Bezugsrechteausschluss soll die Verwaltung in die Lage versetzen, 
kurzfristig günstige Börsensituationen ausnutzen zu können und dabei durch die marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabepreis und damit eine größtmögliche 
Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. Der Verzicht auf die Durchführung einer sowohl kosten- 
als auch zeitaufwendigen Bezugsrechtsemission ermöglicht dabei nicht nur ein zeitnäheres 
Agieren, sondern auch eine Platzierung der neuen Aktien zu einem börsenkursnäheren Preis 
mit in der Regel geringerem Abschlag als bei einer Bezugsrechtsemission. Zudem kann 
hierdurch auch die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen im In- und Ausland angestrebt 
werden. Sie liegt somit im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre. 
Die Interessen der Aktionäre werden unter anderem dadurch gewahrt, dass die Aktien nicht 
wesentlich unter dem Marktwert ausgegeben werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass eine 
nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Die 
Ermächtigung stellt sicher, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechtes gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien hierbei insgesamt 20 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch, sofern dieser Betrag 
niedriger sein sollte, im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung 
auf 20 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit der 



Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechtes in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Weiterhin sind 
auf die Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 
(einschließlich Genussrechten) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten 
ausgegeben wurden oder noch ausgegeben werden können oder müssen, sofern die 
entsprechenden Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss 
des Bezugsrechtes ausgegeben werden. Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der 
gesetzlichen Regelung dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine Verwässerung 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Es kommt zwar zu einer Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. 
Aktionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimmrechtsanteil erhalten 
möchten, haben indes regelmäßig die Möglichkeit, die hierfür erforderliche Aktienzahl über die 
Börse zu annähernd gleichen Bedingungen zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass in 
Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- 
und Stimmrechtesinteressen der Aktionäre bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 
2025 unter Ausschluss des Bezugsrechtes angemessen gewahrt werden, während der 
Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. 
 

- Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage 
Ferner soll der Verwaltungsrat die Möglichkeit erhalten, das Bezugsrecht der Aktionäre bei 
Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, sofern diese zum Zwecke des (auch 
mittelbaren) Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 
oder von sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 
Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 
Konzerngesellschaften erfolgen. Die Gesellschaft steht im Wettbewerb mit anderen 
Unternehmen und muss daher jederzeit in der Lage sein, an den Märkten im Interesse ihrer 
Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu gehört auch die Möglichkeit, zur 
Verbesserung der Wettbewerbsposition Unternehmen, Teile von Unternehmen - wie etwa 
Unternehmensbereiche oder Beteiligungen an Unternehmen - oder einzelne besonders 
wesentliche Vermögensgegenstände oder Rechtspositionen zu erwerben und dabei eigene 
Aktien neben oder anstatt Barmitteln als Transaktionswährung einzusetzen. Häufig liegt es 
dabei gerade im Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft, den Erwerb eines 
Unternehmens, den Teil eines Unternehmens oder einer Beteiligung hieran oder sonstiger 
Vermögensgegenstände über die Gewährung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft 
durchzuführen. Vor dem Hintergrund der zunehmend zu beobachtenden Konsolidierung auf 
den Märkten, auf denen sich die Gesellschaft bewegt, ist eine flexible Reaktionsfähigkeit für 
den Verwaltungsrat im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre besonders wichtig. Die 
allgemeine Praxis und auch die bisherige Erfahrung der Gesellschaft auf den von der 
Gesellschaft bearbeiteten Märkten zeigt, dass die Inhaber attraktiver Akquisitionsobjekte als 
Gegenleistung für eine Veräußerung häufig die Verschaffung von stimmberechtigten Aktien 
der erwerbenden Gesellschaft verlangen, um den durch die Akquisition zu schaffenden 
Mehrwert mitgestalten und an ihm partizipieren zu können. Die Möglichkeit, Aktien als 
Akquisitionswährung anbieten zu können, verschafft der Gesellschaft somit einen 
strategischen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte sowie eine Stärkung 
ihrer Verhandlungsposition. Darüber hinaus liegt es häufig auch im Interesse der Gesellschaft, 
die bisherigen Eigentümer von zu übernehmenden Unternehmen als Mitaktionäre der 
Gesellschaft auch zukünftig einzubinden und damit von ihrem Wissen, ihren Erfahrungen und 
Kontakten auch nach einer Übernahme zu profitieren. 
 
Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von der mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 
2025 eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht werden soll, bestehen zurzeit nicht. Der 
Verwaltungsrat wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt und dabei berücksichtigen, dass der Wert 
der neuen Aktien und der Wert der Gegenleistung in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
Die durch einen Bezugsrechteausschluss bedingte Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteiles der vorhandenen Aktionäre wird 



dadurch aufgewogen, dass die Geschäftsausweitung durch Dritte im Wege der 
Eigenkapitalstärkung finanziert wird und die vorhandenen Aktionäre - mit einer zwar 
geringeren Quote als vorher – an einem Unternehmenswachstum teilhaben, das sie ohne 
Ausschluss des Bezugsrechts aus eigenen Mitteln finanzieren müssten. 
 

- Bezugsrechtsausschluss zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer 
Der Verwaltungsrat soll zudem die Möglichkeit erhalten, das Bezugsrecht zum Zwecke der 
Aktienausgabe an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder mit der Gesellschaft verbundenen in- 
und ausländischen Unternehmen auszuschließen. Die Gesellschaft steht in einem intensiven 
Wettbewerb um Führungskräfte und qualifizierte Mitarbeiter. Diesem Wettbewerb muss und 
will sich die Gesellschaft stellen, um ihre eigene Entwicklung nachhaltig zu fördern und zu 
stärken. Die Ausgabe von Aktien und/oder hierauf bezogenen Aktienoptionen ist ein oft 
üblicher Bestandteil der Vergütung von Mitarbeitern und Organmitgliedern und wird auch vom 
Verwaltungsrat als eine sinnvolle Möglichkeit zur Setzung langfristig orientierter finanzieller 
Anreize angesehen.  
 
Neben der Möglichkeit zur Ausgabe von Aktienoptionen sieht das Gesetz auch die Möglichkeit 
zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr verbundenen 
Unternehmen – unter Ausschluss von Organmitgliedern der Gesellschaft oder der mit ihr 
verbundenen Unternehmen – aus einem genehmigten Kapital zu günstigen Konditionen vor. 
Um den Verwaltungsrat in die Lage zu versetzen, flexibel auf die Bedürfnisse bei der 
Gewinnung und fortwährenden Motivation von Arbeitnehmern reagieren zu können, soll die 
Möglichkeit zur Ausgabe von Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2025 eröffnet werden. 
Hierzu ist es erforderlich, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Die sachliche 
Rechtfertigung eines solchen Bezugsrechteausschlusses folgt bereits aus § 202 Abs. 4 AktG. 
Nach dieser Bestimmung kann die Satzung vorsehen, dass die neuen, aus der Ausnutzung 
eines genehmigten Kapitals resultierenden Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft 
ausgegeben werden dürfen. Damit bringt der Gesetzgeber zum Ausdruck, dass er die 
Möglichkeit einer kapitalmäßigen Beteiligung der Arbeitnehmer an ihrem Unternehmen fördern 
will. Um sicherzustellen, dass der Umfang einer Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer 
aufgrund dieser Ermächtigung auch im Hinblick auf die Interessen der Aktionäre angemessen 
ist, wird dieser jedoch nicht den Umfang überschreiten, in dem – bezogen auf die Gesamtzahl 
der Arbeitnehmer der Gesellschaft und ihrer verbundenen Unternehmen – durch steuerliche 
oder andere gesetzliche Regelungen eine Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer besonders 
gefördert werden. 
 

- Bezugsrechtsausschluss zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende 
Darüber hinaus soll der Verwaltungsrat ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, um eine sogenannte Aktiendividende (scrip dividend) zu optimalen 
Bedingungen durchführen zu können. Bei der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, 
ihren mit dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstehenden Anspruch 
auf Auszahlung der beschlossenen Bardividende nach ihrer Wahl ganz oder teilweise gegen 
eigene Aktien der Gesellschaft oder gegen neue Aktien, die aus einem genehmigten Kapital 
geschaffen werden, einzutauschen. Im letzteren Fall wird der 
Dividendenauszahlungsanspruch als Sacheinlage in die Gesellschaft eingebracht. 
 
Die Bereitstellung einer Aktiendividende aus genehmigtem Kapital kann auch als echte 
Bezugsrechtsemmission erfolgen. Dies setzt insbesondere voraus, dass die Bestimmungen 
über die Mindestbezugsfrist von zwei Wochen in § 186 Abs. 1 AktG und über die Bekanntgabe 
des Ausgabebetrages spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist gemäß § 186 Abs. 2 
AktG eingehalten werden. Dabei werden Aktionären jeweils ganze Aktien zum Bezug 
angeboten. Hinsichtlich des Teils des Dividendenanspruches, der den Bezugspreis für eine 
ganze Aktie nicht erreicht, sind die Aktionäre auf den Bezug der Bardividende angewiesen und 
können insoweit keine Aktien zeichnen. Ein Angebot von Teilrechten ist ebenso wenig 
vorgesehen wie die Einrichtung eines Handels von Bezugsrechten oder Bruchteilen davon. 
Da die Aktionäre anstelle des Bezuges neuer Aktien die Bardividende erhalten, erscheint dies 
als gerechtfertigt und angemessen. Im Einzelfall kann es jedoch – je nach 



Kapitalmarktsituation – im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre sein, die Gewährung 
einer Aktiendividende anzubieten, ohne insoweit die Beschränkungen in § 186 Abs. 1 AktG 
(Mindestbezugsfrist) und § 186 Abs. 2 AktG (spätester Zeitpunkt für Bekanntgabe des 
Ausgabebetrags) gebunden zu sein. Der Verwaltungsrat soll deshalb auch ermächtigt sein, 
zwar allen Inhabern dividendenberechtigter Aktien unter Wahrung des allgemeinen 
Gleichbehandlungsgrundsatzes neue Aktien zum Bezug gegen Einlage ihres 
Bardividendenanspruches anzubieten, jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre 
insgesamt auszuschließen. Die Bereitstellung einer Aktiendividende unter formalem 
Ausschluss des Bezugsrechtes ermöglicht es, die entsprechende Kapitalerhöhung zu 
flexibleren Bedingungen durchzuführen. Vor dem Hintergrund, dass allen Aktionären die 
Möglichkeit geboten wird, neue Aktien gegen Einlage ihres Dividendenanspruches zu erhalten 
und überschießende Dividendenteilbeträge durch Zahlung der Bardividende abgegolten 
werden, erscheint auch insoweit der Bezugsrechtausschluss gerechtfertigt und angemessen. 
 

- Bezugsrechteausschluss in sonstigen Fällen 
Der Bezugsrechtsausschluss für sonstige Fälle, die im Interesse der Gesellschaft liegen, 
dient der Erhaltung der Flexibilität des Verwaltungsrates in sonstigen Fällen. Zu denken ist 
etwa an die Eingehung von Kooperationen. Die Bereitstellung eines ausreichenden 
genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts stärkt insofern 
die Handlungsmöglichkeiten der Gesellschaft. Der Verwaltungsrat wird das Bezugsrecht nur 
ausschließen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. 
 

Der Verwaltungsrat wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zu einer 
Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechtes der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er 
wird dies nur tun, wenn dies nach Einschätzung des Verwaltungsrats im Interesse der Gesellschaft 
und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Verwaltungsrat wird der jeweils nächsten Hauptversammlung 
über die Ausnutzung der Ermächtigung berichten. 
 

 

Brilon, im Mai 2025 

Der Verwaltungsrat 


